
3. Nachtragssatzung zu der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in 
der Gemeinde Grube 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) und der §§ 1 und 3 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung vom 13.06.2018 folgende 3. Änderungssatzung zu der Satzung 
über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer vom 09.12.2003 erlassen: 
 

Artikel 1 

§ 2 Steuergegenstand erhält folgende Fassung: 
 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer Zweitwohnung im Gemeindegebiet.  
 
(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, über die jemand neben seiner Hauptwohnung 
(Mittelpunkt der Lebensverhältnisse) zu Zwecken des persönlichen Lebensbedarfs oder dem 
seiner Familienmitglieder verfügen kann. Eine gegenüber der Meldebehörde wirksam im Sinne 
des § 12 Abs. 3 des Melderechtsrahmengesetzes deklarierte oder durch die Meldebehörde durch 
Verwaltungsakt bestimmte Nebenwohnung im Gemeindegebiet ist stets als Zweitwohnung 
einzustufen. Als Hauptwohnung gilt die gegenüber der Meldebehörde wirksam erklärte oder 
durch die Meldebehörde durch Verwaltungsakt bestimmte Hauptwohnung im Sinne des § 12 Abs. 
2 des Melderechtsrahmengesetzes. § 2a bleibt unberührt.  
 
(3) Liegen Hauptwohnung und Zweitwohnung im selben Gebäude, so gilt die Zweitwohnung in 
der Regel nicht als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung.  
 
(4) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft einer Zweitwohnung nicht dadurch, dass sie 
vorübergehend anders oder nicht genutzt wird.  
 
(5) Als Wohnung gelten auch Mobilheime, die mindestens über Anschlussmöglichkeiten für eine 
Kochgelegenheit und ein Heizgerät sowie über eine sanitäre Grundausstattung verfügen und zu 
Zwecken des persönlichen Lebensbedarfs auf einem eigenen oder fremden Grundstück 
abgestellt und nicht oder nur gelegentlich, z.B. bei Standplatz-Räumung zum Saisonende, 
fortbewegt werden.  
 

Artikel 2 

Nach § 2 wird folgender § 2 a Sonderregelung bei gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland 
eingefügt: 
 
Im Gemeindegebiet befindliche Wohnungen von Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland und dort einen Wohnsitz innehaben (§§ 8 und 9 der Abgabenordnung), der 
Hauptwohnung im Sinne von § 12 Abs. 2 des Melderechtsrechtsrahmengesetzes wäre, wenn er 
sich im Inland befände, gelten abweichend von den melderechtlichen Vorschriften des 
Melderechtsrahmengesetzes als Zweitwohnungen im Sinne dieser Satzung. Dies gilt 
insbesondere, wenn diese Wohnungen nur aufgrund der gesetzlichen Vorgaben des 
Melderechtsrahmengesetzes als alleinige Wohnung oder als Hauptwohnung gelten oder die 
Bestimmung einer solchen Wohnung als Nebenwohnung nach den melderechtlichen Vorschriften 
nicht möglich ist oder wäre. 
 

Artikel 3 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2014 in Kraft. Für die Zeit der Rückwirkung der 
Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt werden als durch die bisherigen 
Satzungsregelungen. Die Rückwirkung gilt nicht für bestandskräftige Bescheide.  
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